
Erklärung über die Entbindung von der ärztlichen 
Schweigepflicht

Niedersächsische Versorgungskasse
Abteilung Beihilfen
Postfach 81 04 04
30504 Hannover

Körperschaft des 
öffentlichen Rechts

Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift

gesetzlich vertreten durch (Eltern minderjähriger Kinder, Vormund, Betreuer)
Name, Vorname, Anschrift

Ich erhalte Beihilfen nach § 80 Nieders. Beamtengesetz (NBG) i.V.m. der Nieders. Beihilfeverordnung (NBhVO).
Folgende Aufwendungen habe ich bei der

(Bezeichnung der Behörde, Anschrift, Aktenzeichen)
Nieders. Versorgungskasse, Am Mittelfelde 169, 30519 Hannover eingereicht.

PNR.: 

und zwar ab 

Art der Aufwendungen

Zur Klärung der Beihilfefähigkeit ist folgende ärztliche Auskunft erforderlich:

Formulierung konkreter Fragen:

Zur Feststellung der Beihilfefähigkeit der beantragten Aufwendungen bin ich nach § 49 NBhVO i.V.m. dem Sozialgesetzbuch – Erstes Buch 
– (SGB I) verpflichtet alle Tatsachen anzugeben, die für die Anerkennung der Aufwendungen erheblich sind. Auf Verlangen der Nieders. Versor-
gungskasse habe ich der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen (§ 60 des SGB I), wenn ich nicht selbst die gewünsch-
ten Auskünfte erteile und/oder Unterlagen vorlege. Die Aufwendungen, die ich beantragt habe oder erhalte, können ganz oder teilweise versagt 
werden, wenn ich den Mitwirkungspflichten nicht nachkomme (§ 66 Abs. 1 SGB I).

Zur Erfüllung dieser Mitwirkungspflichten entbinde ich hiermit die behandelnden Ärzte

Namen und Anschriften der Ärzte

von der ärztlichen Schweigepflicht (§ 203 Strafgesetzbuch – StGB). Diese Erklärung gilt nur für die oben genannten Fragen. Hierzu können alle 
Informationen gehören, die für die Feststellung der Beihilfefähigkeit erforderlich sind (z. B. Angaben zu Art, Dauer, Umfang, Folgen der Erkran-
kungen/Behinderungen, notwendigen Maßnahmen).



Wenn erforderlich, bin ich mit der Weiterleitung der Daten durch die oben genannte Behörde an einen Amts- oder Vertrauensarzt zur Stellung-
nahme oder Begutachtung einverstanden. Sofern der Beihilfestelle direkt kein geeigneter Amts- oder Vertrauensarzt zur Verfügung steht, erfolgt 
die Vermittlung an einen Gutachter durch die IMB Consult GmbH.

Ich willige ein, dass die erhobenen Daten der vorstehenden Behörde übermittelt werden können.

Ort, Datum (Unterschrift der erklärenden Person)

Die abgedruckten Hinweise und Erläuterungen habe ich zur Kenntnis genommen.

Ort, Datum (Unterschrift der erklärenden Person)

Hinweis zum Datenschutz:
Zur Erfüllung der der Nds. Versorgungskasse übertragenen Aufgaben werden personenbezogene Daten unter Einhaltung der datenschutz-
rechtlich relevanten Bestimmungen verarbeitet. Informationen zum Datenschutz und Ihren damit verbundenen Rechten entnehmen Sie bitte der 
folgenden Internetseite unter http://www.nvk.de/datenschutz/datenschutzhinweise/. Auf Wunsch senden wir Ihnen diese Hinweise auch gerne 
per Post zu.

§ 49 (Gutachten) der Niedersächsischen Beihilfeverordnung (NBhVO)
(1) �Die Festsetzungsstelle kann zur Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen für die Gewährung von Beihilfe ein ärztliches Gutachten ein-

holen. Hierfür nimmt sie vorrangig Amtsärztinnen und Amtsärzte sowie Vertrauensärztinnen und Vertrauensärzte in Anspruch. § 60 Abs. 1 
Satz 1 sowie die §§ 62, 65, 66 und 67 des Ersten Buchs des Sozialgesetzbuchs sind entsprechend anzuwenden. In Härtefällen werden Bei-
hilfeberechtigten und berücksichtigungsfähigen Angehörigen auf Antrag ihre für die Mitwirkung notwendigen Auslagen und Verdienstausfall 
in angemessener Höhe durch die Festsetzungsstelle erstattet.

(2) �In Pflegefällen soll die Festsetzungsstelle die Gutachten zugrunde legen, die für die Pflegeversicherung zum Vorliegen der Pflegebedürf-
tigkeit sowie zu Art und notwendigem Umfang der Pflege erstellt wurden. Steht der Festsetzungsstelle ein Gutachten nach Satz 1 nicht zur 
Verfügung, so hat sie ein entsprechendes Gutachten erstellen zu lassen.

Zusatz
Sofern der Beihilfestelle direkt kein geeigneter Amtsarzt zur Verfügung steht, erfolgt die Vermittlung an einen Gutachter durch die IMB Consult 
GmbH.

Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I)
§ 60 SGB I Angabe von Tatsachen
(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat 
	 1.	�alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers der Erteilung der 

erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,
	 2.	�Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen ab-

gegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen,
	 3.	�Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzu-

stimmen.

Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat.

(2) Soweit für die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen diese benutzt werden.

§ 62 SGB I Untersuchungen
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll sich auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers ärztlichen und psychologischen Untersu-
chungsmaßnahmen unterziehen, soweit diese für die Entscheidung über die Leistung erforderlich sind.

§ 65 SGB I Grenzen der Mitwirkung
(1) Die Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 64 bestehen nicht, soweit 
	 1.	ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Verhältnis zu der in Anspruch genommenen Sozialleistung oder ihrer Erstattung steht oder
	 2.	ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem wichtigen Grund nicht zugemutet werden kann oder
	 3.	�der Leistungsträger sich durch einen geringeren Aufwand als der Antragsteller oder Leistungsberechtigte die erforderlichen Kenntnisse 

selbst beschaffen kann.

(2) �Behandlungen und Untersuchungen, 
	 1.	 bei denen im Einzelfall ein Schaden für Leben oder Gesundheit nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann,
	 2.	 die mit erheblichen Schmerzen verbunden sind oder
	 3.	 die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeuten,
können abgelehnt werden.

(3) �Angaben, die dem Antragsteller, dem Leistungsberechtigten oder ihnen nahestehende Personen (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozess-
ordnung) die Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden, können verweigert werden.



§ 66 SGB I Folgen fehlender Mitwirkung
(1) �Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird 

hierdurch die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis zur 
Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen 
sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhalts 
erheblich erschwert.

(2) �Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeitsunfähigkeit, wegen Gefährdung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit, anerkannten Schädigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den 
§§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß deshalb die Fähigkeit zur selbstän-
digen Lebensführung, die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger 
die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen.

(3) �Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge 
schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist.

§ 67 SGB I Nachholung der Mitwirkung
Wird die Mitwirkung nachgeholt und liegen die Leistungsvoraussetzungen vor, kann der Leistungsträger Sozialleistungen, die er nach § 66 ver-
sagt oder entzogen hat, nachträglich ganz oder teilweise erbringen.


